
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

BGB §§ 779, 242 Cd

Der Gläubiger verstößt nicht gegen Treu und Glauben, 
wenn er sich auf die in einem Vergleich vereinbarte 
Verfallklausel beruft, weil der Schuldner die letzte 
Rate von 4 % der Vergleichssumme am festgesetzten Tag 
schuldhaft nicht gezahlt hat.
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Der VIII« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 8« Juli 1981 durch 
den Vorsitzenden Richter Braxmaier und die Richter 
Hoffmann, Volf, Merz und Dr. Skibbe

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des 6. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Düsseldorf vom 26« Juni 1980 
geändert:

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil 
der 9« Kammer für Handelssachen des Land­
gerichts Düsseldorf vom 16« November 1979 
wird kostenpflichtig zurückgewiesen«

Der Kläger hat auch die Kosten des Revi­
sionsverfahrens zu tragen«

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)
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Kostenlos
Über 200 Gesetze
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Tatbestand

Der Kläger ist im Jahre 1977 rechtskräftig zur 
Zahlung von 28 OOO DM nebst Zinsen an die Beklagte, 
die jetzt durch ihren Konkursverwalter vertreten wird, 
verurteilt worden. In einem später abgeschlossenen 
außergerichtlichen Vergleich verpflichtete sich der 
Kläger, in der Zeit ab Februar 1978 bis November 1978 
auf seine Schuld monatliche Baten von je 1 200 DM und 
für Dezember 1978 eine letzte Rate von 500 DM, insge­
samt also 12 500 DM zu bezahlen. Der Kläger übergab 
bei Vergleichsabschluß dementsprechend der Beklagten 
elf vordatierte Schecks, ausgestellt auf sein damaliges 
Konto bei der Kreissparkasse über die von
ihm zu zahlenden Raten. Die Schecks waren jeweils auf 
den 20. des Fälligkeitsmonats datiert. Im Falle der 
Nichteinlösung eines Schecks sollte, das hatten die 
Vertreter der Beklagten dem Kläger mitgeteilt, der 
Vergleich unwirksam werden und die volle Hauptforde­
rung nebst Zinsen und Kosten - abzüglich bereits ge­
leisteter Zahlungen - wieder aufleben. Die Beklagte 
legte durch ihre Anwälte in der Folgezeit in monat­
lichen Abständen die Schecks jeweils am 20. des Monats 
vor. Diese wurden eingelöst. Das Konto des Klägers bei 
der Kreis Sparkasse G C H H I H H I  war zvrar schon im 
Sommer 1978 aufgelöst worden. Der Kläger hatte aber 
jeweils einige Tage vor der Fälligkeit der einzelnen 
Schecks den zur Einlösung erforderlichen Betrag bei 
der Kreissparkasse einbezahlt. Der letzte Scheck vom 
20. Dezember 1978 wurde am 22. Dezember 1978 wiederum 
bei der Sparkasse vorgelegt und von ihr jedoch nicht
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eingelöst, sondern am 27. Dezember 1978 zurückgegeben. 
Der Scheck wurde den Vertretern der Beklagten am 
29. Dezember 1978 mit Spesen rückbelastet.

Am 3. Januar 1979 erhielten die Vertreter der Be­
klagten vom Kläger einen auf den 20. Dezember 1978 rück­
datierten Postscheck, den sie unter Hinweis darauf, daß 
seine Vorlegungsfrist nach dem Scheckgesetz schon abge­
laufen war, an den Kläger am 5. Januar 1979 Zurückgaben. 
Sie machten für die Beklagte gleichzeitig die Unwirksam­
keit des Vergleichs geltend und forderten den Kläger zur 
Zahlung der gesamten rechtskräftig der Beklagten zuer­
kannten Summe abzüglich seiner bezahlten Raten auf. Am 
8. Januar 1979 übersandte der Kläger sodann den Anwälten 
der Beklagten als Restrate aus dem Vergleich nebst den 
angefallenen Spesen für die Scheckrückgabe 507,40 DM 
in bar.

Der Kläger hat Vollstreckungsabwehrklage erhoben 
und beantragt,

die Zwangsvollstreckung der Beklagten aus 
dem Urteil der 9. Kammer für Handelssachen 
des Landgerichts Düsseldorf vom 24. Sep­
tember 1976 (39 0 43/76) für unzulässig zu 
erklären und die Beklagte zur Herausgabe 
der ihr erteilten vollstreckbaren Ausfer­tigung des genannten Urteils zu verurtei­len.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Beru­
fungsgericht hat ihr stattgegeben.



- 5 -

Mit ihrer zugelassenen Revision verfolgt die Be­
klagte ihren Klageabweisungsantrag weiter.

Der Kläger beantragt Zurückweisung des Rechts­
mittels.

Entscheidungsgründe

I. 1. a) Das Berufungsgericht stellt fest, daß 
hier eine Verfallklausel Inhalt des Vergleichs der 
Parteien war, in der in Form einer auflösenden Bedin­
gung, bei deren Eintritt die ursprüngliche Forderung 
der Beklagten wieder aufleben sollte, festgelegt war, 
daß alle vom Kläger gegebenen Schecks eingelöst werden 
mußten. Das Berufungsgericht stellt weiter fest, daß 
die Beweisaufnahme die Behauptung des Klägers nicht 
bestätigt hat, ihn treffe an der Nichteinlösung des 
letzten Schecks kein Verschulden.

b) Das Berufungsgericht meint, die Zwangsvoll­
streckung der Beklagten sei hier unzulässig, weil sie 
gegen das Verbot der Rechtsausübung im Übermaß und 
damit gegen Treu und Glauben verstoße. Es sei treu­
widrig, wenn sich die Beklagte wegen der geringfügig 
verspäteten Zahlung der letzten, 4 % der Schuld aus­
machenden Vergleichsrate durch den Kläger infolge der 
Nichteinlösung des letzten Schecks auf ihre durch die 
Verfallklausel ihr zustehende, formale Rechtsposition
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berufe, nachdem der Kläger die vorhergehenden Raten­
zahlungen pünktlich geleistet und für die Scheckein­
lösungen gesorgt hatte und nachdem er damit seine Be­
reitschaft zur Vergleichserfüllung bewiesen habe. Die 
letzte Zahlung sei bei ihm wahrscheinlich in Vergessen­
heit geraten. Er habe sie alsbald nachgeholt. Durch die 
Verzögerung dieser Zahlung sei die Beklagte kaum be­
lastet worden.

2. Diese Meinung des Berufungsgerichts greift die 
Revision mit Erfolg an.

Ist in einem Vergleich vereinbart, daß der teil­
weise Erlaß einer Forderung von der auflösenden Bedin­
gung abhängt, Zahlungen an bestimmten Terminen zu leisten 
so liegt in der Geltendmachung der ursprünglichen Forde­
rung durch den Gläubiger auch bei nur geringfügigem Über­
schreiten des Zahlungstermins in der Regel keine treu- 
widrige Wahrnehmung einer formalen Rechtsposition 
(Senatsurteil vom 19. Dezember 1979 - VIII ZR 46/79 
= WM 1980, 215). Hier hatte die Beklagte auf einen er­
heblichen Teil der ihr rechtskräftig gegen den Kläger 
zuerkannten Forderung unter der auflösenden Bedingung 
verzichtet, daß die vom Kläger für den Rest der Forde­
rung gegebenen, jeweils auf den 20. eines Monats lau­
tenden Schecks für die einzelnen Raten pünktlich einge­
löst würden. Bei einer solchen Fallgestaltung ist es, 
ebenso wie bei einer Terminsüberschreitung bei der 
Zahlung einer fest vereinbarten Vergleichsrate, grund­
sätzlich verfehlt, die an den Eintritt der auflösenden 
Bedingung im Vergleich geknüpften Folgen über eine An­
wendung von § 242 BGB wieder aufzuheben, wenn die
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Verhinderung des Bedingungseintritts allein im Be­
lieben des leistungspflichtigen Teils lag und die 
andere Partei keinen unzulässigen Einfluß auf den 
Eintritt der Bedingung genommen hat (§ 162 BGB),

Eine Ausnahme von diesem Grundsatz kann nur in 
Frage kommen, wenn der Leistungspflichtige ohne eigenes 
Verschulden an der Erfüllung der ihn nach dem Vergleich 
treffenden Pflicht gehindert war. Daß hier der Kläger 
an der Nichteinlösung des letzten Schecks nicht schuld­
los war, hat das Berufungsgericht festgestellt.

3. Es kommt auch nicht darauf an, daß die Beklagte 
durch die verspätete Zahlung des Klägers kaum belastet 
war, wie das Berufungsgericht meint; denn der durch eine 
Verfallklausel in einem Vergleich Begünstigte braucht 
nicht ein besonderes Interesse an der Einhaltung der 
Vergleichsbedingungen darzulegen (Senatsurteil vom
19. Dezember 1979 aaO). Weiter kommt es nicht darauf 
an, daß nur der für die letzte Vergleichsrate gegebene 
Scheck nicht vereinbarungsgemäß eingelöst wurde, die 
anderen zehn Raten aber jeweils pünktlich durch Ein­
lösung der Schecks bezahlt waren. Haben nämlich Par­
teien in einem Vergleich eine Verfallklausel dieser 
Art vereinbart, dann kann diese auch nicht in einem 
letzten Teil zur Disposition des Verpflichteten stehen.

4. Zu Unrecht bezieht sich das Berufungsgericht 
zur Unterstützung seiner Rechtsmeinung, hier liege 
eine Rechtsausübung "im Übermaß" vor, auf die Recht­
sprechung, die bestimmte, schwerwiegende Rechtsfolgen 
bei nur geringfügigen Mietrückständen (RGZ 86, 33̂ -,
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335; LG Berlin NJW 1972, 1324), bei Prämienrückständen 
(BGHZ 21, 122, 136) oder sonstigen geringfügigen Zah­
lungsrückständen (RGZ 169, 140, 143; 152, 251, 258), 
oder bei geringfügigen, die Stellung eines Versicherers 
nicht beeinflussenden Verletzungen der Obliegenheits­
pflicht durch den Versicherten (BGH Urteile vom 
30. April 1969 - IV ZR 550/68 = NJW 1969, 1384, 1385 
und vom 5. Mai 1969 - IV ZR 532/68 = NJW 1969, 1385) 
nach Treu und Glauben (§ 242 BGB) nicht eintreten läßt. 
Den erstgenannten drei Fällen von Rückständen mit einer 
Verpflichtung ist gemeinsam, daß Jeweils nur ein gering­
fügiger Teil der geschuldeten Leistung nicht fristge­
recht erbracht worden war. Bei sanktionslos gebliebenen 
Verletzungen von Obliegenheitspflichten durch den Ver­
sicherungsnehmer ist von der Rechtsprechung gefordert 
worden, daß diese nur geringfügig seien und die Stellung 
des Versicherers nicht verschlechtern dürfen. Alle diese 
Fälle, in denen der Eintritt einer notwendigen Rechts­
folge nach dem Übermaßverbot nach Treu und Glauben als 
nicht geschehen betrachtet worden ist, können nicht 
damit verglichen werden, daß die vergleichsweise als 
Bedingung übernommene Pflicht, die eine termingebundene 
Zahlung gewährleisten soll, nicht eingehalten wird. Der 
Sinn solcher Regelungen ist es gerade, feste Fristen 
und Termine zu schaffen, durch deren Nichteinhaltung 
Rechtswirkungen im Sinne auflösender oder aufschieben­
der Bedingungen ausgelöst werden. Derjenige, der in 
einem Vergleich auf einen Teil seiner Forderung gegen 
die Zusicherung verzichtet, daß nunmehr der Restbetrag 
genau und pünktlich unter den festgesetzten Bedingungen 
an ihn gelangen würde, hat ein Interesse daran, daß 
nunmehr auch sein Gegner diese ausgehandelten Zah­
lungsbedingungen einhält. Es mag sein, daß diese Frage
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anders zu beurteilen wäre, wenn es sich um einen Mini­
malbetrag handeln würde, der aus irgendeinem Grunde 
von der Vergleichssumme offen geblieben ist. Hier 
handelte es sich aber um die gesamte letzte Rate der 
Vergleichssumme, die in elf Raten mit Schecks zu 
festen Terminen vom Kläger zu bezahlen war.

Wenn der Kläger die Vergleichssumme auf einmal 
an einem bestimmten Termin hätte zahlen müssen, dann 
hätte er auch nicht einen um 4 % verminderten Betrag 
leisten können, ohne die Wirkung der vereinbarten Ver­
fallklausel auszulösen, obwohl er auch in diesem Falle 
seine grundsätzliche Bereitschaft zur Vergleichserfül­
lung hätte erkennen lassen und im übrigen der verein­
barte Tennin eingehalten worden wäre.

II. Das angefochtene Urteil konnte daher keinen 
Bestand haben. Weil weitere Feststellungen hier nicht 
zu treffen waren, war das Urteil abzuändern und die



Entscheidung des Landgerichts wiederherzustellen. In 
der Neufassung ist das Ergänzungsurteil des Berufungs­
gerichts vom 14. Juli 1980 berücksichtigt.

Braxmaier Hoffmann Wolf

Merz Dr. Skibbe
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